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85/E XXVI. GP 

 

Entschließung 
des Nationalrates vom 3. Juli 2019 

betreffend Antrag auf Sonderprüfung des Familienfests im Schlosspark Schönbrunn – 
Verstoß gegen das Vergabegesetz und Verdacht auf Parteienfinanzierung durch die 
Hintertür durch Alt-Bundeskanzler Kurz 

Die Bundeskanzlerin wird aufgefordert, im Hinblick auf die Vorgänge im Zusammenhang mit der 
Organisation und Durchführung des „Familienfests im Schlosspark Schönbrunn“ durch die 
Österreichischen Bundesgärten in Kooperation mit dem Bundesministerium für Nachhaltigkeit und 
Tourismus und dem Bundeskanzleramt, Frauen, Familie und Jugend unverzüglich eine interne 
Sonderprüfung zu veranlassen. Dabei sollen insbesondere alle damit im Zusammenhang stehenden 
Aufträge sowie die Einhaltung der vergaberechtlichen Bestimmungen einer umfassenden Prüfung 
unterzogen werden. 
 
Im Raum stehende Verdachtsmomente hinsichtlich des Verstoßes gegen vergaberechtliche Vorgaben 
durch Amtsträgerinnen und Amtsträger des Bundeskanzleramts, des Bundesministeriums für 
Nachhaltigkeit und Tourismus und des Bundesministeriums für Frauen, Familie und Jugend und deren 
ausgegliederten Einheiten sowie weitere Verdachtsmomente sollen eingehend geprüft werden. Der 
Bericht soll unverzüglich, spätestens bis zum 15. August dem Parlament übermittelt werden. 
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